
P. b. b. Erscheinungsort Wien, Verlagspostamt 1030 Wien

2385

BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1991 Ausgegeben am 18. Oktober 1991 198. Stück

540. Verordnung: Änderung der Verordnung, mit der die für die Ausbildung erforderliche
Wochendienstzeit für Teilnehmer an der Grundausbildung für Wachebeamte der
Verwendungsgruppe W3 im Sicherheitswachdienst verlängert wird

541. Verordnung: Höhe der Aufwandsentschädigung für ehrenamtlich tätige Bewährungshelfer
542. Verordnung: Festlegung eines Warenkontingents in der Einfuhr
543 . Verordnung: Änderung der Dampfkesselverordnung
544. Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 129 Eferdinger Straße im Bereich der

Marktgemeinde Waizenkirchen

540. Verordnung der Bundesregierung, mit
der die Verordnung der Bundesregierung vom
19. September 1989, mit der die für die
Ausbildung erforderliche Wochendienstzeit für
Teilnehmer an der Grundausbildung für
Wachebeamte der Verwendungsgruppe W 3 im
Sicherheitswachdienst verlängert wird, geän-

dert wird

Auf Grund des § 48 Abs. 6 des Beamten-Dienst-
rechtsgesetzes 1979, BGBl. Nr. 333, wird verordnet:

Die Verordnung der Bundesregierung vom
19. September 1989, BGBl. Nr. 461, mit der die für
die Ausbildung erforderliche Wochendienstzeit für
Teilnehmer an der Grundausbildung für Wache-
beamte der Verwendungsgruppe W 3 im Sicher-
heitswachdienst verlängert wird, tritt mit Ablauf des
31. Oktober 1991 außer Kraft.

Busek Riegler Dohnal Mock
Schüssel Hesoun Lacina Ettl
Löschnak Michalek Fischler
Feldgrill-Zankel Scholten Streicher

541 . Verordnung des Bundesministers für
Justiz über die Höhe der Aufwandsentschädi-
gung für ehrenamtlich tätige Bewährungshelfer

Auf Grund des § 12 Abs. 5 des Bewährungshilfe-
gesetzes, BGBl. Nr. 146/1969, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 426/1974 wird verord-
net:

Artikel I

Die Höhe der ehrenamtlich tätigen Bewährungs-
helfern ohne Nachweis der Barauslagen zu
leistenden Entschädigung (§12 Abs. 4 zweiter Satz
des Bewährungshilfegesetzes, BGBl. Nr. 146/1969,
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 426/1974) beträgt je Schützling monatlich
575 S.

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1992 in
Kraft.

Michalek

542. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten über die Fest-
legung eines Warenkontingents in der Einfuhr

Auf Grund der Vereinbarung BGBl. Nr. 537/
1991 wird im Einvernehmen mit dem Bundesmini-
ster für Finanzen verordnet:

§ 1. Zur Inanspruchnahme eines Vorzugszollsat-
zes für die Einfuhr von 167 t gebrochenem Reis der
Unternummer 1006 40 des Zolltarifes in der Zeit
vom 1. November 1991 bis 31. Dezember 1991 für
Verarbeitungsbetriebe zur Herstellung von Zube-
reitungen von Waren der Unternummer 1901 10
sind Kontingentscheine erforderlich.
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§ 2. (1) Anträge auf Erteilung eines Kontingent-
scheines sind schriftlich unter Verwendung des
hiefür amtlich aufgelegten Musters beim Bundesmi-
nisterium für wirtschaftliche Angelegenheiten, 1030
Wien, Landstraßer Hauptstraße 55—57, einzubrin-
gen.

(2) Der Antrag hat alle für die Beurteilung
erforderlichen Angaben zu enthalten, insbesondere:

a) Name, Firma und Wohnsitz bzw. Sitz des
Antragstellers;

b) genaue Warenbezeichnung, die so zu erfolgen
hat, daß eine zweifelsfreie Zuordnung zum
vorgesehenen Kontingent möglich ist;-

c) Nummer des Zolltarifs und gegebenenfalls
ihre Unternummer;

d) Reingewicht (§ 8 Abs. 1 des Taragesetzes,
BGBl. Nr. 130/1955) der Ware in Kilo-
gramm;

e) Ursprungsland.

§ 3. Anträge können nur Berücksichtigung
finden, soweit sie ordnungsgemäß und vollständig
sind.

§ 4. Die Verteilung der Kontingente erfolgt auf
der Grundlage aller Anträge, die bis zum
21. Oktober 1991 eingelangt sind. Liegen mehrere
Anträge eines Antragstellers vor, gelten sie für die
Verteilung des Kontingentes als ein Antrag.

§ 5. Findet die Gesamtmenge aller Anträge in der
vorgesehenen Kontingentmenge Deckung, sind
sämtliche Anträge in voller Höhe zu bewilligen.

§ 6. Ist das Kontingent auf Grund der erstmaligen
Verteilung nicht erschöpft, werden Anträge, die
nach dem 21. Oktober 1991 eingelangt sind, nach
Maßgabe des Datums ihres Einlangens bewilligt, bis
das Kontingent erschöpft ist. Liegen mehrere
Anträge vor, die am gleichen Tag eingelangt sind
und die zusammen den noch nicht zugeteilten Rest
des Kontingents übersteigen, ist dieser Rest nach
Maßgabe der Bestimmungen des § 7 auf die
Antragsteller aufzuteilen.

§ 7. Übersteigt die Gesamtmenge der Anträge die
Höhe eines Kontingentes, ist das Kontingent durch
die Zahl der Anträge zu dividieren. Sodann sind
jene Anträge, deren Mengen den sich nach dem
ersten Satz ergebenden Quotienten nicht über-
schreiten, in voller Höhe zu befriedigen. Der
verbleibende Rest ist neuerlich durch die Zahl der
verbleibenden Anträge zu dividieren; Anträge, die in
dem sich ergebenden Quotienten Deckung finden,
sind zu bewilligen. Übersteigen schließlich sämtliche
Anträge den Quotienten, so ist das Kontingent bzw.
der Kontingentrest auf sämtliche Anträge in
gleicher Höhe aufzuteilen.

§ 8. (1) Über die gemäß den vorstehenden §§ 4 bis
7 zugeteilten Kontingentmengen sind vom Bundes-
minister für wirtschaftliche Angelegenheiten Kon-
tingentscheine auszustellen; diese stellen Bescheide

nach dem Allgemeinen Verwaltungsverfahrensge-
setz 1991, BGBl. Nr. 51, in der jeweils geltenden
Fassung dar.

(2) Der Kontingentschein hat jedenfalls die
Warenbezeichnung sowie die Unternummer des
Zolltarifs und die bewilligte Menge zu enthalten.

(3) Kontingentscheine können mit Auflagen und
Bedingungen verbunden werden. Sie sind zu
befristen und ihre Gültigkeitsdauer kann über
begründeten Antrag verlängert werden.

§ 9. (1) Im Rahmen der den Zollämtern
vorgelegten Kontingentscheine ist der Vorzugszoll-
satz bei der Zollbemessung anzuwenden.

(2) Einen Anspruch aus dem Kontingentschein
auf Anwendung des Vorzugszollsatzes hat der
Empfänger des Kontingentscheines nur, wenn er
Warenempfänger im Sinne der zollrechtlichen
Vorschriften ist.

(3) Kontingentscheine gelten nur für die
bewilligte Menge; eine Überschreitung dieser
Menge ist unzulässig.

§ 10. (1) Kontingentscheine sind nach Ausnüt-
zung oder nach Ablauf ihrer Gültigkeitsdauer oder
bei einer Betriebseinstellung unverzüglich, längstens
innerhalb von zwei Wochen, vom Antragsteller an
die ausstellende Stelle vorzulegen.

(2) Wird auf Grund des rücklangenden Kontin-
gentscheines festgestellt, daß dieser ganz oder
teilweise nicht ausgenützt wurde, ist die nicht
ausgenützte Menge dem betreffenden Kontingent
zuzuweisen und nach Maßgabe der §§ 6 und 7 zur
Verteilung zu bringen.

Schüssel

543. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten, mit der die

Dampfkesselverordnung geändert wird

Auf Grund des Art. 48 des Verwaltungsentla-
stungsgesetzes, BGBl. Nr. 277/1925, in der Fassung
des § 2 des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 55/1948 wird
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Finanzen verordnet:

Die Dampfkesselverordnung — DKV, BGBl.
Nr. 510/1986, zuletzt geändert mit BGBl.
Nr. 495/1991, wird wie folgt geändert:

§ 74 Abs. 1 Z 1 lit. b lautet:

,,b) Der Heizflächenzuschlag beträgt 5 S je
Quadratmeter. Bruchteile des Heizflä-
chenausmaßes sind nicht zu berücksichti-
gen."

Schüssel
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544. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten betreffend die
Bestimmung des Straßenverlaufes der B 129
Eferdinger Straße im Bereich der Marktge-

meinde Waizenkirchen

Auf Grund des § 4 Abs. 1 und 2 des Bundesstra-
ßengesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 159/1990 wird verord-
net:

Der Straßenverlauf zweier Abschnitte der B 129
Eferdinger Straße wird im Bereich der Marktge-
meinde Waizenkirchen wie folgt bestimmt:

Die B 129 Eferdinger Straße wird von km 40,040
bis km 40,144 und von km 41,250 bis km 41,740 auf

die bereits fertiggestellte und verkehrsübergebene
Straßentrasse umgelegt.

Gleichzeitig werden die durch die Umlegung für
den Durchzugsverkehr entbehrlich gewordenen
Straßenteile als Bundesstraße aufgelassen.

Im einzelnen ist der Verlauf der neu hergestellten
sowie der aufgelassenen Straßenabschnitte aus den
beim Bundesministerium für wirtschaftliche Angele-
genheiten, beim Amt der Oberösterreichischen
Landesregierung sowie bei der Marktgemeinde
Waizenkirchen aufliegenden Planunterlagen im
Maßstab 1 : 2000 zu ersehen.

Schüssel
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